
Corona-Landesverordnung Mecklenburg-Vorpommern

(Corona-LVO M-V)


Vom 28. November 2020

Zum Ausgangs- oder Titeldokument

Fundstelle: GVOBl. M-V 2020, S. 1158


 

Aufgrund des § 32 Satz 1 und Satz 2 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1, 
28a,29,30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist, und aufgrund des § 
36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 185 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 
geändert worden ist, verordnet die Landesregierung:

 

§ 1

Kontaktbeschränkungen, Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung

(1) Die Bürgerinnen und Bürger werden angehalten, die Kontakte zu anderen 
Menschen außerhalb der Angehörigen des eigenen Hausstandes auf ein 
absolut nötiges Minimum zu reduzieren, jeden nicht notwendigen Kontakt zu 
vermeiden und möglichst zu Hause zu bleiben. Private Zusammenkünfte in 
der Öffentlichkeit und in geschlossenen Räumen sind nur im Kreis der 
Angehörigen des eigenen Hausstandes und mit maximal einer weiteren nicht 
im eigenen Hausstand lebenden Person gestattet. Dazugehörige Kinder bis 
12 Jahre werden nicht mitgerechnet, wenn dies aus Gründen der Betreuung 
des Kindes erforderlich ist. Ebenso werden dazugehörige notwendige 
Begleitpersonen eines Menschen mit Behinderungen nicht mitgerechnet, 
wenn dies aus Gründen der Betreuung des Menschen mit Behinderungen 
erforderlich ist. Im Übrigen wird auf § 8 Absatz 8 verwiesen. Der Verzehr 
alkoholischer Getränke in der Öffentlichkeit ist untersagt.

(2) In der Öffentlichkeit ist, wo immer möglich, zu anderen als den in Absatz 1 
genannten Personen ein Mindestabstand von 1,5 Meter einzuhalten. Ist das 
Abstandhalten nicht möglich, ist eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen. Jede 
Person hat in geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines 
Besuchs- oder Kundenverkehrs zugänglich sind, in öffentlichen 
Verkehrsmitteln sowie auf den durch die nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 des 
Infektionsschutzausführungsgesetzes örtlich zuständigen Behörden durch 
öffentlich bekannt zu gebende Allgemeinverfügung gemäß § 28 Absatz 1 in 
Verbindung mit § 28a des Infektionsschutzgesetzes festgelegten Orten in der 
Öffentlichkeit eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen. Dies gilt nicht für Kinder 
bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder 
psychischen Beeinträchtigung oder einer Behinderung keine Mund-Nase-
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Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung 
nachweisen können. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter 
Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur 
Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das 
Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. Es wird im Übrigen dringend 
empfohlen, in der Öffentlichkeit eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen. Die 
besonderen Regelungen nach den Verordnungen nach § 12 und in den 
Anlagen bleiben unberührt.

(3) Die Bürgerinnen und Bürger werden aufgefordert, generell auf nicht 
zwingend erforderliche berufliche und private Reisen sowie Besuche von 
Verwandten, Freunden und Bekannten zu verzichten.

 

§ 2

Einzelhandel, Einrichtungen, sonstige Stätten

(1) Sämtliche Verkaufsstellen des Einzelhandels sind für Kunden 
geschlossen. Hiervon ausgenommen sind der Einzelhandel mit dem 
überwiegenden Sortiment für Lebensmittel, Wochenmärkte für Lebensmittel, 
Direktvermarkter von Lebensmitteln, Abhol- und Lieferdienste, 
Getränkemärkte, Reformhäuser, Babyfachmärkte, Apotheken, 
Sanitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hörgeräteakustiker, Tankstellen, 
Zeitungsverkauf, Tierbedarfsmärkte, Futtermittelmärkte, Blumenläden und der 
Großhandel. Ein Verkauf mittels Abholung und Lieferdiensten bleibt auch für 
geschlossene Verkaufsstellen gestattet. Nicht von der Schließung betroffene 
Einzelhandelsbetriebe dürfen beim Verkauf nicht über ihr bestehendes 
Angebotssortiment hinausgehen. Für den Betrieb und den Besuch der 
geöffneten Verkaufsstellen sowie der Abholung und Lieferdienste besteht die 
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 1 einzuhalten.

(2) Für den Betrieb und den Besuch von Dienstleistungsbetrieben und 
Handwerksbetrieben, wie zum Beispiel der Kfz-Werkstätten, der 
Fahrradwerkstätten, der Banken und Sparkassen, der Poststellen, der 
Reinigungen sowie der Waschsalons, besteht die Pflicht, die Auflagen aus 
Anlage 2 einzuhalten. Der Warenverkauf im Rahmen oder im 
Zusammenhang mit der Dienstleistungserbringung ist gestattet. Der 
Warenverkauf darf nicht über das bestehende Angebotssortiment 
hinausgehen.

(3) Kosmetikstudios, Massagepraxen, Nagelstudios, Sonnenstudios, 
Tattoostudios, Friseure und ähnliche Betriebe, wie zum Beispiel Barbiere, 
sind für den Publikumsverkehr geschlossen. Dies gilt auch für die mobile 
Erbringung dieser Dienstleistungen im Reisegewerbe oder beim Kunden. Für 
den Betrieb und den Besuch von Betrieben des Heilmittelbereichs für 
medizinisch notwenige Behandlungen besteht die Pflicht, die Auflagen aus 
Anlage 3 einzuhalten.

(4) In Arzt- und Zahnarztpraxen, Psychotherapeutenpraxen und in allen 
sonstigen Praxen, wie zum Beispiel Podologen oder Fußpfleger, soweit in 
ihnen medizinisch, therapeutisch oder pflegerisch notwendige Behandlungen 



angeboten werden, besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 4 
einzuhalten.

(5) Kinos sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(6) Autokinos sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(7) Theater, Konzerthäuser, Opern und ähnliche Einrichtungen sind für den 
Publikumsverkehr geschlossen. Für den Probenbetrieb besteht die Pflicht, die 
Auflagen aus Anlage 7 einzuhalten.

(8) Kulturelle Ausstellungen, Museen und Gedenkstätten sowie ähnliche 
Einrichtungen sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(9) Bibliotheken und Archive sind für den Publikumsverkehr geschlossen. 
Davon ausgenommen ist die Aus- und Rückgabe im Rahmen des 
Leihbetriebs, einschließlich der Fernleihe, sowie die begrenzte Öffnung der 
Bibliotheken an den Hochschulen für Studierende zur Vorbereitung auf 
zwingend anstehende Prüfungstermine und zur Erstellung termingebundener 
Prüfungsleistungen. Für den Leihbetrieb und die begrenzte Öffnung der 
Hochschulbibliotheken besteht die Pflicht, die Anlage 9 einzuhalten.

(10) Chöre und Musikensembles dürfen ihre Tätigkeiten nicht ausüben. 
Proben für Chöre und Musikensembles im Profibereich können stattfinden, 
wenn die Auflagen aus Anlage 10 eingehalten werden.

(11) Ortsgebundene und mobile Freizeitparks (Schausteller) sind für den 
Publikumsverkehr geschlossen.

(12) Zirkusse sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(13) Zoos, Tier- und Vogelparks und botanische Gärten sind für den 
Publikumsverkehr geschlossen.

(14) Spezialmärkte, wie zum Beispiel Floh- und Trödelmärkte, sowie ähnliche 
Märkte und Jahrmärkte nach § 68 Absätze 1 und 2 Gewerbeordnung sind 
untersagt.

(15) Tourismusaffine Dienstleistungen sind untersagt. Dies gilt insbesondere 
für den Verleih von touristisch genutzten Wasserfahrzeugen und 
Veranstaltungen der touristischen Fahrgastschifffahrt oder für den Betrieb von 
Reisebussen zu touristischen Zwecken. Zur Wahrung der 
Aufgabenerbringung gegenüber den Einwohnern des Landes Mecklenburg-
Vorpommern können die Tourist- und Einwohner-Informationen unter 
Einhaltung der für den Einzelhandel geltenden Auflagen aus Anlage 1 für den 
Publikumsverkehr öffnen.

(16) Einrichtungen, in denen Indoor-Freizeitaktivitäten stattfinden, sind für 
den Publikumsverkehr geschlossen.

(17) Für den Betrieb und den Besuch von öffentlich zugänglichen 
Spielplätzen und anderen Spielplätzen im Freien besteht die Pflicht, die 
Auflagen aus Anlage 17 einzuhalten. Indoor-Spielplätze sind für den 
Publikumsverkehr geschlossen.

(18) Im Freien angelegte öffentliche Badeanstalten im Sinne von Freibädern 
sowie Schwimm- und Badeteiche mit Wasseraufbereitung sind für den 
Publikumsverkehr geschlossen.




(19) An Naturstränden, Naturgewässern und frei angelegten öffentlichen 
Badestellen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 19 einzuhalten.

(20) Schwimm- und Spaßbäder sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(21) Der Trainings-, Spiel- und Wettkampfbetrieb im Freizeit-, Breiten- und 
Leistungssport (Sportbetrieb) in allen Sportarten ist untersagt. Das gilt nicht 
für den Individualsport, der allein, zu zweit oder mit dem eigenen Hausstand 
auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen betrieben wird. Für 
den in Satz 2 genannten Sportbetrieb besteht die Pflicht, die Auflagen der 
Anlage 21 einzuhalten.

(22) Athletinnen und Athleten des Deutschen Olympischen Sportbundes und 
des Deutschen Behindertensportverbandes mit dem Status Bundeskader 
sowie Spitzenathletinnen und Spitzenathleten, die mit dem Sport ihren 
überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten, dürfen öffentliche und private 
Sportanlagen für den Trainings-, Spiel- und Wettkampfbetrieb in allen 
Sportarten, ohne Zuschauende, nutzen. Es besteht die Pflicht, die Auflagen 
aus Anlage 22 einzuhalten.

(23) Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen sind für den 
Publikumsverkehr geschlossen.

(24) Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen sind für den Publikumsverkehr 
geschlossen.

(25) Fahrschulen, Flugschulen sowie ähnliche Einrichtungen werden für den 
Publikumsverkehr geschlossen. Davon ausgenommen ist die Technische 
Prüfstelle für Fahrzeugprüfungen. Beim Betrieb der Technischen Prüfstelle ist 
die Anlage 25 zu beachten.

(25a) Jagdschulen sowie ähnliche Einrichtungen (zum Beispiel Angelschulen) 
sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(26) Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und ähnliche 
Einrichtungen sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(27) Soziokulturelle Zentren und Jugendclubs sind für den Publikumsverkehr 
geschlossen.

(28) Musik- und Jugendkunstschulen sind für den Publikumsverkehr 
geschlossen.

(29) Messen nach § 64 Gewerbeordnung und Ausstellungen nach § 65 
Gewerbeordnung dürfen nicht durchgeführt werden.

(30) Prostitution ist untersagt. Das Prostitutionsgewerbe ist für den 
Publikumsverkehr geschlossen.

 

§ 3

Gaststätten

(1) Gaststätten im Sinne des § 1 des Gaststättengesetzes sind für den 
Publikumsverkehr geschlossen. Hierunter fallen auch Bars, Clubs, 
Diskotheken, Kneipen und ähnliche Einrichtungen.

(2) Die Belieferung, die Mitnahme und der Außer-Haus-Verkauf sind zulässig. 
Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 31 einzuhalten.




(3) Der Betrieb von nicht öffentlich zugänglichen Personalrestaurants, 
Betriebskantinen und ähnlichen Betrieben in sozialen, medizinischen oder 
schulischen Einrichtungen ist zulässig. Im Übrigen sind diese zu schließen, 
soweit ihr Betrieb für die Aufrechterhaltung der Arbeitsabläufe nicht zwingend 
erforderlich ist; die Abgabe mitnahmefähiger Speisen und Getränke bleibt 
zulässig. Für den Betrieb und die Abgabe mitnahmefähiger Speisen und 
Getränke besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 31a einzuhalten.

 

§ 4

Beherbergung

Betreibern von Beherbergungsstätten gemäß § 2 Absatz 1 
Beherbergungsstättenverordnung Mecklenburg-Vorpommern, wie zum 
Beispiel Hotels und Pensionen, und von vergleichbaren Angeboten, 
Campingplätzen, Wohnmobilstellplätzen sowie privaten und gewerblichen 
Vermietern von Ferienwohnungen und vergleichbaren Angeboten, wie zum 
Beispiel Homesharing, ist es untersagt, Personen zu touristischen Zwecken 
und für Besuche der Kernfamilie zu beherbergen. Im Übrigen besteht die 
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 34 einzuhalten. Das Verbot aus Satz 1 gilt 
nicht für Personen gemäß § 5 Absatz 3.

 

§ 5

Reisen nach Mecklenburg-Vorpommern

(1) Alle Reisen in das Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern sind 
untersagt, soweit die folgenden Absätze nichts anderes bestimmen. Bei allen 
Einreisen nach Mecklenburg-Vorpommern bleiben die Regelungen der 
Verordnung der Landesregierung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und 
Rückreisende zur Bekämpfung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in 
Mecklenburg-Vorpommern unberührt.

(2) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Personen, die ihre Haupt- oder 
Nebenwohnung in Mecklenburg-Vorpommern oder im Amt Neuhaus gemeldet 
haben. Diese Personen können sich von im selben Haushalt lebenden 
Personen begleiten lassen.

(3) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Personen, die mit Betreibern von 
Campingplätzen, Vermietern von Ferienwohnungen und -häusern oder 
Hausbooten oder vergleichbaren Anbietern bis einschließlich 31. August 2020 
einen Vertrag über mindestens sechs Monate für das Jahr 2020 und 2021 
abgeschlossen haben sowie nicht für Personen, die Eigentümer oder 
Erbbauberechtigte oder Pächter eines auf dem Gebiet des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern liegenden Grundstücks, Kleingartens oder 
Bootseigner mit Liegeplatz in Mecklenburg-Vorpommern sind. Diese 
Personen können sich von im selben Haushalt lebenden Personen begleiten 
lassen.

(4) Das Verbot in Absatz 1 gilt ferner nicht für Personen, die in Mecklenburg-
Vorpommern eine allgemeinbildende Schule, berufliche Schule, Schule für 
Erwachsene, Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflegestellen besuchen 



oder an einer Hochschule im Sinne des § 1 Landeshochschulgesetz 
immatrikuliert sind. Personen gemäß Satz 1 können sich von im selben 
Haushalt lebenden Personen begleiten lassen.

(5) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Reisen, die für die Ausübung 
beruflicher Tätigkeiten erforderlich sind.

(6) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Anlässe, bei denen die Anwesenheit 
der reisenden Person aus rechtlichen Gründen oder zur Erfüllung einer 
moralischen Verpflichtung zwingend erforderlich ist. Das Verbot in Absatz 1 
gilt ferner nicht für Personen, die in Mecklenburg-Vorpommern die Ehe 
schließen und keinen Wohnsitz im Sinne des Absatzes 2 in Mecklenburg-
Vorpommern haben.

(7) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Reisen zu privaten Besuchen bei 
Familienangehörigen (Kernfamilie), die ihren ersten Wohnsitz (Haupt- oder 
alleinige Wohnung nach dem Bundesmeldegesetz) in Mecklenburg-
Vorpommern haben. Familienangehörige (Kernfamilie) sind hierbei 
Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Lebensgefährten, Kinder, Eltern, 
Geschwister, Enkel, Urenkel, Großeltern und Urgroßeltern. Die Reise ist 
jeweils auch zusammen mit dem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner 
oder Lebensgefährten und von im selben Haushalt lebenden Personen 
möglich.

(8) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für unaufschiebbare Umzüge nach 
Mecklenburg-Vorpommern.

(9) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Jagdausübungsberechtigte mit erstem 
Hauptwohnsitz außerhalb Mecklenburg-Vorpommerns, die über das 
Jagdausübungsrecht in einem Jagdbezirk in Mecklenburg-Vorpommern 
verfügen oder Inhaber einer entgeltlichen Jahresjagderlaubnis für einen 
Jagdbezirk in Mecklenburg-Vorpommern sind.

(10) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Personen, die zwingend notwendig 
und medizinisch veranlasst oder zur Entgegennahme von unaufschiebbaren 
Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation nach 
Mecklenburg-Vorpommern einreisen. Die zwingende Notwendigkeit und 
Unaufschiebbarkeit ist durch den veranlassenden Arzt zu bescheinigen.

(11) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Personen, die nur zur Durchreise in 
die Bundesrepublik Deutschland oder nach Mecklenburg-Vorpommern 
einreisen; diese haben das Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern auf 
direktem Weg zu verlassen. Die erforderliche Durchreise durch das Gebiet 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist hierbei gestattet.

(12) Personen, die sich in Mecklenburg-Vorpommern aufhalten und für die 
keine Ausnahme nach den Absätzen 2 bis 10 gilt, haben unabhängig vom Tag 
ihrer Einreise das Land Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich zu verlassen.

 

§ 6

Besuchs- und Betretungseinschränkungen für Krankenhäuser und

weitere stationäre Einrichtungen nach SGB V




(1) Die Betretung und der Besuch von Personen in Krankenhäusern und 
weiteren stationären Einrichtungen nach dem SGB V sind untersagt. 
Abweichend hiervon sind die Betretung durch und der Besuch von Personen 
in Krankenhäusern und weiteren stationären Einrichtungen nach dem SGB V 
durch eine feste Kontaktperson oder durch die Kernfamilie (eine Person pro 
Tag) zulässig. Den Krankenhäusern ist gestattet, Besucherströme aus 
medizinischen Gründen und auf Grund räumlicher oder personeller 
Kapazitäten zeitlich und räumlich zu ordnen. Kriterien bei der Terminvergabe 
können insbesondere die zu erwartende Verweildauer des Patienten oder 
medizinische Gründe sein.

(2) In besonders gelagerten Einzelfällen (Härtefällen) können durch die 
Leitung der Einrichtung Ausnahmen zugelassen werden, insbesondere in 
stationären Hospizen kann die Besuchsregelung erweitert werden.

(3) Für den Betrieb und den Besuch der jeweiligen Einrichtung besteht die 
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 35 einzuhalten.

 

§ 7

Sitzungen kommunaler Gremien, Kommunalwahlen

In Sitzungen kommunaler Vertretungen und sonstiger kommunaler Gremien 
sowie für kommunale Wahlen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 36 
einzuhalten.

 

§ 8

Veranstaltungen, Ansammlungen und Versammlungen aller Art

(1) Öffentliche und nichtöffentliche Veranstaltungen, Ansammlungen und 
Versammlungen sind untersagt, soweit die folgenden Absätze nichts anderes 
bestimmen. Dies gilt insbesondere für Großveranstaltungen. 
Zusammenkünfte wie Gruppen feiernder Menschen auf öffentlichen Plätzen, 
in Wohnungen sowie in privaten Einrichtungen sind unzulässig. Volksfeste, 
Festivals, Dorf-, Stadt-, Straßen-, Wein- und Schützenfeste oder Kirmes-
Veranstaltungen sind ungeachtet der folgenden Absätze verboten.

(2) Zulässig sind Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen 
bestimmt sind. Das Verbot nach Absatz 1 gilt ferner nicht für die 
Durchführung von Prüfungen und prüfungsvorbereitendem Unterricht an 
Volkshochschulen, soweit sie dem Erwerb eines Schulabschlusses dienen. 
Das Verbot nach Absatz 1 gilt ferner nicht für die Durchführung und Abnahme 
von Zwischen-, Abschluss-, Gesellen- und Umschulungsprüfungen in 
anerkannten Ausbildungsberufen außerhalb der schulischen Berufsbildung 
(überbetriebliche und außerbetriebliche Berufsausbildung) und von 
Prüfungen der höherqualifizierenden Berufsbildung (Aufstiegsfortbildungen) 
gemäß Berufsbildungsgesetz und Handwerksordnung in öffentlichen und 
privaten Bildungseinrichtungen. Ferner sind arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen von Maßnahmeträgern, Beschäftigungsgesellschaften oder 
sonstigen Dienstleistern in Präsenz nicht zulässig. Ausgenommen sind 



geförderte Beschäftigungsmöglichkeiten, die der Grundversorgung dienen 
(wie z.B. Tafeln). Für Abschlussklassen der Gesundheitsfachberufe an 
Schulen der Erwachsenenbildung ist Unterricht in Präsenz möglich. 
Fachpraktischer Unterricht der Gesundheitsfachberufe, der nicht in 
alternativen geeigneten Unterrichtsformaten gestaltet werden kann, kann 
ebenfalls in Präsenzform in den Schulen der Erwachsenenbildung erfolgen. 
Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 37 einzuhalten. Im Übrigen 
sind Präsenzveranstaltungen der öffentlichen und privaten 
Bildungseinrichtungen im außerschulischen Bereich untersagt.

(3) Versammlungen unter freiem Himmel nach dem Versammlungsgesetz mit 
bis zu 100 Teilnehmenden sind zulässig, wenn die Auflagen aus Anlage 38 
eingehalten werden. Für Versammlungen unter freiem Himmel nach dem 
Versammlungsgesetz mit mehr als 100 Teilnehmenden kann auf Antrag eine 
Ausnahmegenehmigung der Versammlungsbehörde nach Herstellung des 
Einvernehmens mit der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 
Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern unter 
Beachtung der Anforderungen nach Satz 1 erteilt werden. Die 
Versammlungsbehörde berücksichtigt bei ihrer Entscheidung, weitere 
Versammlungen zuzulassen, auch die aus Gründen des Infektionsschutzes 
erforderlichen Abstände zu bereits angemeldeten Versammlungen.

(3a) Abweichend von Absatz 3 Satz 1 gilt, wenn die Zahl der Neuinfektionen 
mit SARS-CoV 2 der letzten 7 Tage je 100.000 Einwohner in Mecklenburg-
Vorpommern landesweit 100 oder höher nach den auf der Internetseite des 
Landesamts für Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern (https://www.lagus.mv-
regierung.de/Gesundheit/Infektionsschutz-Praevention/Daten-Corona-Pandemie) 
veröffentlichten Daten ist, dass Versammlungen unter freiem Himmel nach 
dem Versammlungsgesetz mit bis zu 50 Teilnehmenden zulässig sind, wenn 
die Auflagen aus Anlage 38 eingehalten werden.

(4) Zusammenkünfte jedweder Glaubensgemeinschaften in Kirchen, 
Moscheen, Synagogen, Kapellen und in ähnlichen Räumlichkeiten oder unter 
freiem Himmel sind zulässig. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 
39 einzuhalten.

(5) Abweichend von § 8 Absatz 1 dürfen unaufschiebbare gesetzlich oder 
satzungsmäßig erforderliche Veranstaltungen und Versammlungen von 
Vereinen, Verbänden und Parteien stattfinden. Das gilt auch für 
unaufschiebbare Betriebsversammlungen und Tarifverhandlungen. Es 
besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 40 einzuhalten.

(6) Die Nutzung des Öffentlichen Personenverkehrs und anderer 
Verkehrsmittel mit Publikumsverkehr gilt nicht als Ansammlung im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1. In allen Fahrzeugen des öffentlichen 
Personennahverkehrs (Straßenbahnen, Busse, Taxen), in den Zügen des 
Schienenpersonenverkehrs, auf allen ausschließlich innerhalb Mecklenburg-
Vorpommerns verkehrenden Fähren und in sonstigen Verkehrsmitteln mit 
Publikumsverkehr (zum Beispiel Luftfahrzeuge) sowie in öffentlich 
zugänglichen Bereichen von Bahnhofsgebäuden und von anderen 
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Innenbereichen sonstiger Einrichtungen des Öffentlichen Personenverkehrs, 
in den dem Publikumsverkehr zugänglichen Innenbereichen von Häfen sowie 
in Abfertigungshallen an Flughäfen und für Schiffsreisen sind die Auflagen 
aus Anlage 41 einzuhalten. Dies gilt auch an Bushaltestellen und in anderen 
Wartebereichen im Freien von Einrichtungen der Personenbeförderung, 
sofern der Abstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann.

(7) Das Selbstorganisationsrecht des Landtags und der kommunalen 
Vertretungskörperschaften und sonstiger Körperschaften, Stiftungen und 
Anstalten des öffentlichen Rechts und staatlich anerkannter Hochschulen 
sowie die Tätigkeit der Gerichte und Behörden bleiben unberührt.

(8) Private Zusammenkünfte in der Öffentlichkeit und in geschlossenen 
Räumen sind nur im Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstandes und 
mit maximal einer weiteren nicht im eigenen Hausstand lebenden Person 
gestattet. Dazugehörige Kinder bis 12 Jahre werden nicht mitgerechnet, 
wenn dies aus Gründen der Betreuung des Kindes erforderlich ist. Ebenso 
werden dazugehörige notwendige Begleitpersonen eines Menschen mit 
Behinderungen nicht mitgerechnet, wenn dies aus Gründen der Betreuung 
des Menschen mit Behinderungen erforderlich ist. Es besteht die Pflicht, die 
Auflagen aus Anlage 42 einzuhalten.

(9) Trauungen sind für einen Teilnehmerkreis von höchstens 10 Personen 
und Beisetzungen für einen Teilnehmerkreis von höchstens 20 Personen 
zulässig. Kinder bis 14 Jahre, die zum Haushalt von teilnehmenden 
Erwachsenen gehören, werden nicht mitgerechnet. Es besteht die Pflicht, die 
Auflagen aus Anlage 43 einzuhalten.

 

§ 9

Zuständigkeiten

Neben den nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 in Verbindung mit § 2 Absatz 2 
Nummer 8b Infektionsschutzausführungsgesetz M-V zuständigen Behörden 
sind für die Durchführung dieser Verordnung auch die örtlichen 
Ordnungsbehörden nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 4 
Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung M-V zuständig.

 

§ 10

Anlagen

Die in dieser Verordnung genannten und im Anhang angeführten Anlagen 1 
bis 43 sind Bestandteil der Verordnung. Die Regelungen der Anlagen 1 bis 43 
gelten nur insoweit, wie diese nicht durch die §§ 1 bis 13 dieser Verordnung 
eingeschränkt werden oder gegenstandslos geworden sind.

 

§ 11

Strafvorschriften, Ordnungswidrigkeiten

(1) Auf die Strafvorschrift des § 75 Absatz 1 Nummer 1 
Infektionsschutzgesetz wird hingewiesen.




(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des 
Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
Pflichten aus § 1 Absatz 1 Sätze 2 und 6 und Absatz 2 Satz 3, § 2 Absatz 1 
Sätze 1 und 5, Absatz 2 Sätze 1 und 3, Absätze 3 bis 8, Absatz 9 Sätze 1 und 
3, Absätze 10 bis 20, Absatz 21 Sätze 1 und 3, Absatz 22 Satz 2, Absätze 23 
und 24, Absatz 25 Sätze 1 und 3, Absatz 25a und Absätze 26 bis 30, § 3 
Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Sätze 2 und 3, § 4 Sätze 1 und 2, § 5 
Absätze 1 und 12, § 6 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3, § 7 und § 8 Absatz 1, 
Absatz 2 Sätze 4, 6 und 9, Absatz 3 Satz 1, Absatz 3a, Absatz 4 Satz 2, 
Absatz 5 Satz 3, Absatz 6 Sätze 2 und 3, Absatz 8 Sätze 1 und 4 und Absatz 
9 Sätze 1 und 3 verstößt. Satz 1 gilt auch bei Zuwiderhandlungen gegen 
vollziehbare Anordnungen aufgrund dieser Verordnung.

(3) Die Zuständigkeit für die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten wird gemäß 
§ 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten auf die nach § 2 
Absatz 2 Nummer 8b Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern sowie die nach § 9 dieser Verordnung zuständigen Behörden 
übertragen.

 

§ 12

Ermächtigung

(1) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 
Infektionsschutzgesetz, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen 
nach den §§ 28 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend sind, auch durch 
Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Soziales, 
Integration und Gleichstellung, soweit nähere Bestimmungen zur 
Ausgestaltung der Leistungen der Jugendhilfe gemäß § 2 Absatz 2 Achtes 
Buch Sozialgesetzbuch und zu Besuchs-, Betretens- und 
Leistungsbeschränkungen in Einrichtungen und Tagespflegestellen nach §§ 
43 und 45 Absatz 1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch zu treffen sind. Die 
Regelungen erfolgen im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen 
Ministerium.

(2) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 
Infektionsschutzgesetz, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen 
nach den §§ 28 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend sind, auch durch 
Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Soziales, 
Integration und Gleichstellung, soweit nähere Bestimmungen zu Besuchs-, 
Betretens- und Leistungsbeschränkungen in Einrichtungen, Unterkünften, 
Diensten und Angeboten der beruflichen Rehabilitation nach § 51 und der 
Eingliederungshilfe im Sinne des § 90 Absatz 1 Neuntes Buch 
Sozialgesetzbuch, der Pflege nach § 72 Absatz 1 und 
Unterstützungsangebote im Alltag nach § 45a Elftes Buch Sozialgesetzbuch, 
der Sozialhilfe nach §§ 67 f. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch sowie der 



Sozial- und Gesundheitsberatung zu treffen sind. Die Regelungen erfolgen im 
Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium.

(3) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 
Infektionsschutzgesetz, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen 
nach den §§ 28 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend sind, auch durch 
Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Gesundheit, soweit nähere Bestimmungen zu 
Kapazitätsbeschränkungen sowie zur Ausgestaltung der Besuchs-, 
Betretens- und Leistungsbeschränkungen in stationären Einrichtungen der 
Vorsorge und Rehabilitation, mit denen ein Vertrag der Kostenträger nach § 
111 oder § 111a Sozialgesetzbuch Fünftes Buch zu treffen sind.

(4) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 
Infektionsschutzgesetz, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen 
nach den §§ 28 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend sind, auch durch 
Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Gesundheit, um die Maßgaben gemäß den Anlagen zu dieser 
Verordnung sowie das Anlagenverzeichnis an die jeweilige epidemiologische 
Lage anzupassen. Die Regelungen erfolgen im Einvernehmen mit der jeweils 
auch fachlich betroffenen obersten Landesbehörde.

(5) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 
Infektionsschutzgesetz, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen 
nach den §§ 28 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend sind, auch durch 
Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur, soweit nähere Bestimmungen im Bereich der 
Schulen in Mecklenburg-Vorpommern zu treffen sind. Die Regelungen 
erfolgen im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium.

 

§ 13

Weitergehende Anordnungen, Maßnahmen

bei Überschreitung des Risikowerts

Die zuständigen Behörden sind berechtigt, in Abhängigkeit vom jeweiligen 
Infektionsgeschehen weitergehende infektionsschutzrechtliche Maßnahmen 
zu treffen. Dabei ist der Erlass des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Gesundheit zur MV-Corona-Ampel in seiner jeweils gültigen Fassung zu 
beachten.

 

§ 14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Januar 2021 außer Kraft.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung gemäß Absatz 1 tritt die Corona-
LVO MV vom 31. Oktober 2020 (GVOBl. M-V S. 926) außer Kraft.
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